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4-seitiger Vertrag
zwischen
Stadt Stuttgart, Klinikum Stuttgart, Personalrat des Klinikums
und ver.di Stuttgart

zur dauerhaften wirtschaftlichen und qualitativen Sicherung 
und Weiterentwicklung des Klinikums
Präambel:

Nachdem durch die vierseitige Vereinbarung zum Defizitabbau vom 01.03.2005 ein wesentlicher Beitrag sowohl zur erfolgreichen Zusammenarbeit zwischen den Ver​tragsparteien als auch zur Erreichung der „schwarzen Null“ geleistet werden konnte, besteht von Seiten der Stadt keine Absicht mehr, eine GmbH zu gründen. Die Zu​sammenarbeit zum Nutzen des Klinikums und seiner Beschäftigten soll fortgesetzt werden. Die Vertragsparteien schließen deshalb diese Folgevereinbarung:

1. Ziel dieses Vertrages ist die Erhaltung und Stabilisierung ausgeglichener Betriebsergebnisse, die Weiterentwicklung einer hochwertigen medizinischen Versorgung und die Respektierung der Interessen der Mitarbeiter/-innen des Klini​kums.

2. Das Ergebnis gilt als ausgeglichen im Sinne dieses Vertrages, wenn das Jahresergebnis gemäß GuV

· unter Berücksichtigung der Ertragszuschüsse entsprechend den Ziffern 3 und 4 sowie

· ohne Berücksichtigung der in Anlage 1 bezeichneten negativen Auswirkun​gen der Finanzierung der Investitionen

ausgeglichen ist.

3. Die Stadt gewährt weiterhin entsprechend der bisherigen Regelung für die Lauf​zeit dieses Vertrages einen jährlichen Ertragszuschuss für Ausbildungsstätten in Höhe von pauschal 1 Mio. Euro, für die Kindertagesstätten entsprechend den jeweils gültigen Richtlinien für die Förderung von Betriebskindertageseinrichtun​gen und für die Versorgungsleistungen für frühere Beamte und ZVO-Leistungen von früheren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in Höhe der Umlagen des KVBW für diesen Perso​nenkreis.

4. Das Olgahospital erhält letztmalig für die Jahre 2012 und 2013 jeweils einen Ertragszuschuss in Höhe von 5 Mio. Euro.

5. Von den Gesamtkosten des Strukturellen Rahmenplanes (GRDrs 1302/2005), die sich derzeit auf 818,5 Mio. Euro (GRDrs 891/2010) belaufen, werden die Projekte Olgahospital/Frauenklinik (OH/FK), Zentrum für Seelische Gesundheit (ZSG) und Zentraler Neubau (ZNB) wie folgt finanziert:

· Die Zwischenfinanzierung für die Projekte ZSG und OH/FK in den Jahren 2012 und 2013 wird durch die Stadt getragen. Ebenso wird die Zwischenfi​nanzierung für das Projekt ZNB bis zu dessen Inbetriebnahme durch die Stadt übernommen. In dieser Zeit wird das Klinikum nicht ergebniswirksam durch Zinsen für diese Investitionen belastet (Erstattung der Zinsaufwen​dungen durch die Stadt).

· Die Endfinanzierung des Eigenfinanzierungsanteils des Klinikums an den Kosten des Neubaus OH/FK in Höhe von 132 Mio. Euro erfolgt durch einen Trägerzuschuss der Stadt an das Klinikum im Jahr 2014. Der Zuschuss wird als Sonderposten behandelt.

· Die Endfinanzierung des Eigenfinanzierungsanteils des Klinikums an den Kosten des Projekts ZSG in Höhe von rund 30 Mio. Euro geschieht im Jahr 2014 im Wege einer Kreditfinanzierung durch das Klinikum.

· Ebenso erfolgt die Endfinanzierung des Eigenanteils des Klinikums an der Baumaßnahme ZNB über eine Kreditfinanzierung durch das Klinikum nach Inbetriebnahme des ZNB. Im Falle von erheblichen Kostensteigerungen finden Gespräche über die Finanzierung statt.

6. In Anerkennung der Tatsache, dass die Investitionskostenfinanzierung gemäß LKHG gegenwärtig bei weitem nicht auskömmlich ist, um die notwendigen In​vestitionen (bauliche Sanierungsmaßnahmen und die Beschaffung von Medi​zintechnik und IT) im Klinikum durchzuführen, gewährt die Stadt für die Jahre 2012 und 2013 einen jährlichen Zuschuss für Investitionen in Höhe von 15 Mio. Euro. Ab 2014 beträgt der Zuschuss jährlich 12 Mio. Euro für die Laufzeit des Vertrages. Ein Nachweis über die Verwendung der Mittel muss jährlich erbracht werden. Der Zuschuss wird als Sonderposten behandelt.

7. Wenn eine Gefährdung des geplanten Betriebsergebnisses eintritt oder abseh​bar ist, wird der Träger informiert und Sparmaßnahmen in klinikinternen Projekt​strukturen unter Beteiligung des Personalrates erarbeitet, um möglichst rasch wieder ein ausgeglichenes Betriebsergebnis gem. Ziffer 2 herzustellen. Die Inte​ressen der Beschäftigten und insbesondere die Schutzrechte nach Ziffer 10 müssen hierbei gewahrt werden. Wenn eine Gefährdung von Arbeitnehmer​schutzrechten (Gesetze, Tarifverträge, Dienstvereinbarungen) eintritt oder ab​sehbar ist, werden im Rahmen der Projektstrukturen Gegenmaßnahmen ergrif​fen. Die aktuellen Monats- und Quartalsberichte inkl. der daraus resultierenden Hochrechnungen und die Prognosen für die Jahresergebnisse der Folgejahre werden den Vertragspartnern regelmä​ßig zur Verfügung gestellt sowie bei Bedarf besprochen und plausibilisiert. 

8. Bis zum 31.03.2012 wird dem Gemeinderat ein zwischen Geschäftsführung und Personalrat abgestimmter Maßnahmenplan gem. Ziffer 7 zur Gewährleistung des ausgeglichenen Betriebsergebnisses für den Wirtschaftsplan 2012/2013 vorgelegt. Die Wirksamkeit der Vereinbarungen zum 4-seitigen Vertrag stehen unter dem Vorbehalt der Einigung über diesen Maßnahmenplan.

9. Im Streben um die Stabilisierung ausgeglichener Betriebsergebnisse verpflich​ten sich alle Vertragspartner zur konstruktiven Zusammenarbeit.

10. Zur Sicherung der grundlegenden Interessen der Beschäftigten in diesem Pro​zess sichern die Stadt und das Klinikum im Gegenzug bis zum Ende der Lauf​zeit dieser Vereinbarung zu:

· die Aufrechterhaltung des Eigenbetriebs

· Ausgliederungen von Leistungen und Bereichen sind  nur mit Zustimmung des Personalrats möglich

· Ausschluss von betriebsbedingten Kündigungen und Ausschluss von jeder Form von Absenkungstarifverträgen

11. Zwischen den Vertragsparteien besteht Einigkeit, dass die Dienstvereinbarung zu den Personalwohngebäuden bis Mitte 2013 einvernehmlich überarbeitet wird.

12. Verschlechtern sich die Rahmenbedingungen, insbesondere die Grundlagen der Krankenhausfinanzierung einschneidend und hat dies entsprechende Aus​wirkungen auf das Ergebnis des Klinikums, wird unter Beteiligung des Trägers Stadt Stuttgart über Ausgleichsmaßnahmen verhandelt.

13. Dieser Vertrag endet frühestens am 31.12.2018, danach ist eine Kündigung mit einem Jahr Kündigungsfrist zum Jahresende möglich.

Stuttgart, 2. Dezember  2011

Dr. Wolfgang Schuster
Dr. Ralf-Michael Schmitz

Oberbürgermeister
Geschäftsführer Klinikum

Maria Schmitt
Bernd Riexinger

Personalrat Klinikum 
ver.di

Anlage 
1. Aufwendungen, die dauerhaft bei der Ermittlung des ausgeglichenen Ergebnis​ses nicht berücksichtigt werden:

· Auswirkungen Wunschliste 2008-2011 (AfA + Zins)

· Durch das Klinikum eigenfinanzierte Alt-AfA

· Aufwand aus Projekten des Strukturellen Rahmenplans: der ergebniswirk​same, nicht aktivierungsfähige, durch bauliche Maßnahmen (insbes. Ab​brüche) entstehende Aufwand

2. Aufwendungen, die einmalig bei der Ermittlung des ausgeglichenen Ergebnis​ses nicht berücksichtigt werden:

· Im Jahr 2012 AfA ZSG vor Eintritt Effizienzrendite

· Im Jahr 2013 AfA OH/FK vor Eintritt Effizienzrendite

